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Barrierefreiheit im ÖPNV
Rückblick: 6. Jenaer Gespräche zum Recht des ÖPNV am 30.10.2020

Der ÖPNV ist – auch in Zeiten von Co-
vid-19 und umso mehr nach der Pande-

mie – Voraussetzung für die Mobilität vieler 
Menschen. Konsequenterweise sieht § 8 III 
PBefG eine grundsätzlich bis zum 01.01.2022 
zu erreichende vollständige Barrierefreiheit 
vor, damit seine Vorzüge allen Menschen, 
auch jenen, die gegebenenfalls in ihrer Mo-
bilität oder sensorisch eingeschränkt sind, 
zugutekommen. 

Vor diesem Hintergrund lud die For-
schungsstelle für Verkehrsmarktrecht an 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena un-
ter der Leitung von Prof. Dr. Matthias Knau� , 
LL.M. Eur., zu den inzwischen 6. Jenaer Ge-
sprächen zum Recht des ÖPNV ein, um die 
Rolle der Barrierefreiheit im System des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs zu erör-
tern. Insgesamt neun Referentinnen und 
Referenten aus Wissenschaft, Anwaltschaft, 
Verkehrsunternehmen, Interessenvertre-
tungen sowie der ö� entlichen Hand näher-
ten sich der Thematik aus akademischer 
wie auch praktischer Sicht und standen in 
einer abschließenden Diskussion für Fra-
gen zur Verfügung.

Nach einleitenden Worten von Prof. 
Knau�  sowie des Dekans der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Jena, 
Prof. Dr. Walter Pauly, betonte der Beauf-
tragte der Bundesregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen, Jürgen 
Dusel, in seinem Grußwort die Bedeutung 
der Inklusion in gesamtgesellschaftlicher 
Hinsicht. Demokratie brauche die Inklusi-
on als einen wesentlichen Bestandteil; ohne 
Inklusion sei Demokratie schlichtweg nicht 
denkbar.

Im ersten Fachvortrag der Tagung wid-
mete sich Prof. Dr. Robert Uerpmann-Witt-
zack (Universität Regensburg) der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (kurz: BRK) als 

der zentralen völkerrechtlichen Grundlage 
nicht zuletzt für die Barrierefreiheit im 
ÖPNV. Mit der BRK habe im Jahr 2006 ein 
Paradigmenwechsel stattgefunden, welcher 
sich von dem überholten Bild der Fürsorge 
für Menschen mit Behinderungen abwand-
te und diese stattdessen als Subjekte mit ei-
genen Rechten anerkannte. Folge dieses 
Wertewandels sei die Erkenntnis, dass Men-
schen nicht inhärent behindert seien, son-
dern vielmehr durch Barrieren – beispiels-
weise andere Menschen oder ihre Umwelt 
– behindert würden. Die Barrierefreiheit 
(im ÖPNV) wäre mithin die Scha� ung des 
Zugangs zu dem System des ÖPNV, um eine 
Teilhalbe aller Menschen zu ermöglichen. 
Diese ex-ante Verpfl ichtung, das heißt ohne 
vorherigen Nachweis von konkreten tat-
sächlichen Nutzern, beträfe staatliche wie 
auch private Akteure. Beispiele hierfür sei-
en etwa die Ausgestaltung der Inhalte von 
Nahverkehrsplänen oder konkreter die Ins-
tallation von Liften in Zügen. 

Daran anschließend erläuterte Dr. Oliver 
Tolmein (Kanzlei Menschen und Rechte, 
Hamburg) die EU-, bundes- und landes-
rechtlichen Dimensionen der Barrierefrei-
heit. Hinsichtlich des im PBefG geregelten, 
straßengebundenen ÖPNV stelle sich die 
Situation insofern als übersichtlich dar, als 
dass ebenjenes Regelungsregime grundsätz-
lich explizit die Barrierefreiheit bis zum 
Jahr 2022 vorsähe. Eine solche Vorgabe sei 
dem Eisenbahnrecht hingegen fremd. Hier-
aus ließe sich jedoch nicht schlussfolgern, 
Menschen mit Behinderungen, beispiels-
weise in Form einer eingeschränkten Mobi-
lität, hätten im schienengebundenen Perso-
nenverkehr keinerlei Rechte. Vielmehr be-
tone die Fahrgastrechteverordnung (EG) 
1371/2007 einen gleichwertigen Mobilitäts-
anspruch für alle Menschen. Der mit der 

Umsetzung der Ziele beauftragte Adressat 
sei hierbei vornehmlich der Bund, sei es 
durch rechtliche Ausgestaltungen in AEG 
und EBO oder schlicht als Eigentümer der 
Deutsche Bahn AG.

Dr. Markus Rebstock (Fachhochschule Er-
furt / Koordinierungsstelle Barrierefreiheit 
beim Thüringer Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen) zeigte so-
dann auf, wie die Barrierefreiheit im ÖPNV 
realisiert werden könne. Er warf zunächst 
ein Schlaglicht auf die Einbeziehung von 
Verbänden von Menschen mit Behinderun-
gen bei der Aufstellung von Nahverkehrs-
plänen und der Einbeziehung ihrer Interes-
sen, wies zugleich jedoch auf die nicht zwin-
gende vollständige Umsetzung der Barrie-
refreiheit durch Verkehrsunternehmen hin. 
Außerdem sei bereits der 01.01.2022 als Da-
tum, bis zu welchem die vollständige Barri-
erefreiheit erreicht werden solle, abdingbar, 
soweit die Umsetzung aus technischen oder 
wirtschaftlichen Gründen unmöglich sei. 
Weiterhin sei eine generelle Freiheit von 
Hemmnissen für alle Formen von Behinde-
rungen realistischer Weise nicht zu errei-
chen; vielmehr befände man sich im Pro-
zess der Annäherung an ein Ideal bezie-
hungsweise an einen Kompromiss zwischen 
den Bedürfnissen unterschiedlicher Grup-
pen von Menschen. Schlussendlich zog der 
Referent dennoch das Fazit, dass die in der 
aktuellen Fassung des PBefG enthaltenen 
Anforderungen sinnvoll seien, um Aufga-
benträger an das Thema Barrierefreiheit 
heranzuführen, gleichwohl die Scha� ung 
der Barrierefreiheit länger als 2022 andau-
ern werde.

Vom Sinn und Unsinn einheitlicher Re-
gelungen der Barrierefreiheit am Beispiel 
des Bahnsteighöhenkonzeptes 2017 der DB 
Station&Service AG berichtete Dr. Oliver 
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Mietzsch (ZVNL Leipzig). Nachdem seit 
1990 im ZVNL-Verbandsgebiet in der 
Hauptsache Bahnsteigkanten mit 55 cm 
Höhe realisiert worden wären – die Ausnah-
me bilde der Leipziger Hbf, dessen Hallen-
bahnsteigkanten vornehmlich 76 cm hoch 
seien – und die vom ZVNL als Aufgabenträ-
ger bescha� ten Fahrzeuge auf das geringere 
Maß ausgelegt worden wären, sei eine wei-
tere Vereinheitlichung seitens dieses Akteu-
res vorgesehen. Die Planungen der DB 
Station&Service für das Verbandsgebiet sä-
hen hingegen eine perspektivische Anpas-
sung der Bahnsteigkanten auf durchgehend 
76 cm vor; begründet sei dies in der Not-
wendigkeit dieser Höhe für Fahrzeuge des 
SPFV. Da zugleich bundesweite Einheitlich-
keit in dieser Sache gefordert sei, müssten 
die bestehenden Anlagen mit geringerer 
Höhe (erneut) umgebaut werden. Der Refe-
rent bemängelte insbesondere die dafür 
entstehenden Kosten, wie auch die Folge, 
dass hierdurch über Jahrzehnte keine Barri-
erefreiheit im SPNV möglich wäre. Viel-
mehr gäbe es keinen zwingenden techni-
schen oder fi nanziellen Grund, in Mittel-
deutschland eine Umstellung auf 76 cm 
hohe Bahnsteigkanten durchzuführen; eine 
bundesweite Vereinheitlichung sei ebenso 
unnötig, sofern nur barrierefreie Umsteige-
möglichkeiten vorhanden wären.

Markus Würtz (Jenaer Nahverkehr 
GmbH) zeigte aus Sicht eines Verkehrsun-
ternehmens Aspekte der Barrierefreiheit 
innerhalb von Bussen und Straßenbahnen 
auf. Hervorzuheben sei insbesondere der 
Barrierefreiheitsstand bei den im Jenaer 
ÖPNV eingesetzten Fahrzeugen: So seien 
bereits seit 2003 sämtliche Busse und Stra-
ßenbahnen in Niederfl urbauart ausgeführt 
sowie allesamt mit Außenansagen ausgerüs-
tet. E-Scooter könnten in jeglichen Straßen-
bahnen und wenigstens in Dreivierteln aller 
Busse mitgeführt werden. Die Haltestellen 
im Unternehmensgebiet würden bereits seit 
Anfang der 1990er Jahre niederfl ur gerecht 
ausgebaut sowie mit dynamischen Fahrgast-
informationssystemen – optisch und akus-
tisch – ausgerüstet. Die zunehmende Instal-
lation von Blindenleitsystemen seien bei 
Neubauten sowie bei der Nachrüstung von 
Altbauten ebenso vorgesehen. Zu beachten 
sei bei jeglichen relevanten Vorhaben insbe-
sondere die Abstimmung mit den betro� e-
nen Stakeholdern, beispielsweise dem Be-
auftragten sowie dem Beirat für Menschen 
mit Behinderungen. Gleichwohl stünde 
stets die Frage im Raum, welcher Maßnah-
men objektive Barrierefreiheit letztlich be-
dürfe. Und auch welche äußeren Einfl üsse, 
etwa Witterungsbedingungen, zu beachten 
seien, sei vornehmlich innerhalb eines Ge-
samtsystems zu denken. So gelte sicherzu-

stellen, dass die – bestenfalls vollständige – 
Abwesenheit von Hindernissen nicht beim 
Ausstieg aus dem Verkehrsmittel ihr Ende 
fi ndet.

Für die Deutsche Bahn AG als Unterneh-
men, welches sowohl im Bereich der Beför-
derung von Personen als auch durch die ei-
ner Zugfahrt vor- und nachgelagerten Stati-
onen mit dem Thema Barrierefreiheit im 
ÖPNV zahlreiche Berührungspunkte auf-
weist, sprach Torsten Wilson (Leipzig). Er 
betonte, dass die Ermöglichung der Mobili-
tät für alle Menschen für die DB AG nicht 
nur gesetzlicher Auftrag, sondern darüber 
hinaus eine gesellschaftliche und auch 
Selbstverpfl ichtung sei. Ausdruck dessen sei 
etwa die Kontaktstelle für kundenbezogene 
Behindertenangelegenheiten als konzern-
weiter zentraler Anlaufpunkt für sämtliche 
Aspekte des Themas Barrierefreiheit. Ziel 
sei ein ganzheitliches Agieren zur Ermögli-
chung ebendieser während der gesamten 
Reisekette. Diese beginne etwa unter dem 
Titel „Inspiration und Reisewunsch“ mit 
speziellen, barrierefreien Reisepaketen und 
Erklärvideos für hörbeeinträchtigte Men-
schen, ziehe sich über den Bereich „Planen 
und Buchen“, beispielsweise mit zielgrup-
penspezifi schen Angeboten, Informationen 
und Vergünstigungen, setze sich an mittler-
weile fast 85 % stufenlos erreichbarer Bahn-
höfe mit diversen barrierereduzierenden 
Maßnahmen fort, ehe schließlich die Fahrt 
als solche in zunehmend barrierefreieren 
(Fernverkehrs-)Zügen abschließe.

Durch Dr. Sigrid Arnade (Interessenver-
tretung Selbstbestimmt Leben in Deutsch-
land e. V. – ISL, Berlin) wurde die Perspekti-
ve von Fahrgästen mit Behinderung einge-
bracht. Trotz der durch die anderen Refe-
renten aufgezeigten (Beteiligungs-)Rechte 
sei die tatsächliche Umsetzung der Barriere-
freiheit noch stark verbesserungsbedürftig. 
So würden etwa weiterhin Fahrzeuge ge-
kauft, welche diesem Anspruch nicht ge-
recht würden, oder Nahverkehrspläne auf-
gestellt, welche schlicht unwirksam blieben 
– die bisherigen Regelungen zeitigten 
schlechterdings nicht den erwünschten Ef-
fekt. Dementsprechend seien neue Regelun-
gen vonnöten, um den Missständen abzu-
helfen. Als Beispiele wurden eine gesetzli-
che Verpfl ichtung der Beteiligung Betro� e-
ner bei der Fahrzeugbescha� ung, erweiterte 
Verbandsklagemöglichkeiten sowie die Ein-
führung von Verpfl ichtungs- statt der bishe-
rigen Feststellungsklagen genannt. Überdies 
seien e� ektivere Beteiligungsmechanismen, 
die Realisierung des sog. Zwei-Sinne-Prin-
zips sowie die Scha� ung jederzeitiger Ein- 
und Ausstiegsmöglichkeiten als Sofortmaß-
nahmen denkbar. In einem abschließenden 
Fazit wünschte sich die Referentin einen 

Sinneswandel hin zu einer Partizipation auf 
Augenhöhe, mit verbindlichen (Zwischen-)
Zielen sowie Zeitplänen mitsamt klaren Ver-
antwortlichkeiten.

Dr. Rica Werner (Schlichtungsstelle BGG, 
Berlin) führte mit ihrem Vortrag in die au-
ßergerichtliche Konfl iktschlichtung als 
Weg zu barrierefreier Mobilität im ÖPNV 
ein. Im Gegensatz zu Streitigkeiten vor den 
Gerichten weise dieses Lösungsinstrument 
von Problemen diverse Vorteile auf, zu nen-
nen sei beispielsweise die vollständige Bar-
riere- sowie Kostenfreiheit des Verfahrens. 
Das Besondere der Schlichtungsstelle nach 
§ 16 des Gesetzes zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen (BGG) sei, 
dass deren Aufgaben anders als Schlich-
tungsstellen auf Landesebene nicht zuvör-
derst die Fahrgastrechte beträfen, sondern 
gerade Konfl ikte zwischen Menschen mit 
Behinderungen und ö� entlichen Stellen des 
Bundes lösen solle. Als positives Beispiel für 
ein erfolgreiches Schlichtungsverfahren 
wurde der Umbau eines Bahnhofes genannt, 
der nach ursprünglichen Planungen wäh-
rend der Bauzeit keine barrierefreie Nut-
zung ermöglicht hätte. Nach Durchführung 
des Verfahrens seien Aufzüge installiert 
worden, sodass Menschen, die in ihrer Mo-
bilität eingeschränkt waren, den Bahnhof 
hätten nutzen können.

Im abschließenden Vortrag stellte Moni-
ka Paulat (Präsidentin des Landessozialge-
richts a.D., Präsidentin des Deutschen Sozi-
algerichtstages e.V., Potsdam) das Projekt 
„InklusionsTaxi – Taxi für Alle“ vor, welches 
als Ergänzung des schienengebundenen 
Verkehrs durch eben jene „InklusionsTaxis“ 
zu einer ganzheitlichen Barrierefreiheit 
führen soll. Mithilfe der Fahrzeuge soll da-
bei die sogenannte „letzte Meile“ überwun-
den werden, ohne dass es Unterschiede für 
Fahrgäste mit oder ohne Behinderungen 
geben solle. Hierin bestehe zugleich ein we-
sentlicher Unterschied zu Krankenfahrten 
mit Krankentransportfahrzeugen, welche 
letztlich nur von mobilitätseingeschränkten 
Personen genutzt würden. Darüber hinaus 
stünde die Ermöglichung von barrierefreier, 
inklusiver Mobilität auf dem Lande im Fo-
kus. Die Referentin resümierte, dass sich die 
umfassende Barrierefreiheit im ÖPNV nicht 
(nur) mit einer starren Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben erreichen ließe, son-
dern vielmehr (auch) im Kopf der Akteure 
stattfi nden müsse.

Die 7. Jenaer Gespräche zum Recht des 
ÖPNV werden am 29. Oktober 2021 stattfi n-
den.

Nils Lehmann, LL.M. oec.
Rechtswissenschaftliche Fakultät, 
Friedrich-Schiller-Universität Jena


